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Vorwort 

Die folgende Untersuchung soll vor allem ein Beitrag zum besseren 
Verständnis des geltenden anwaltlichen Berufsrechtes  sein. Sie deckt 
Unklarheiten, Ungereimtheiten und Gesetzeslücken der Bundesrechts-
anwaltsordnung auf und weist Wege zu ihrer Aufhellung, Auslegung 
und Ausfüllung. Daneben w i l l sie zeigen, wie sich die zunehmende 
Spezialisierung und Sonderung von Rechtsgebieten und Gerichtsbar-
keiten negativ auf die Qualität der Gesetzgebung  auswirkt. Indem der 
Rechtsschutz bei anwaltlichen Zulassungsstreitigkeiten prozessual ver-
selbständigt und mi t einer eigenen Gerichtsbarkeit ausgestattet wird, 
löst er sich aus dem Zusammenhang des allgemeinen Verwaltungs-
rechtsschutzes. Gesicherte Erkenntnisse des Verwaltungsprozeßrechtes 
gehen auf diese Weise verloren oder werden durch wil lkürl iche oder 
wenig durchdachte Lösungen ersetzt. Der kritischen Betrachtung öffnet 
sich dadurch ein weites Feld. 

Die Schrift  ist im Frühjahr 1963 von der juristischen Fakultät der 
Freien Universität Berl in als Dissertation angenommen worden. Sie 
wurde von meinem Lehrer, Herrn Prof.  Dr. Ka r l August Bettermann, 
betreut, dem ich für zahlreiche Anregungen und manches kritische Wort 
zu danken habe. Viele seiner Lehren, zum allgemeinen Verwaltungs-
prozeß entwickelt, konnten mi t Nutzen auf das Gebiet der anwaltlichen 
Berufsgerichtsbarkeit  übertragen werden. Auch dieser mittelbaren 
Förderung dankbar zu gedenken, ist mir eine angenehme Pflicht. 

Berlin, den 15. Oktober 1963 

Klaus  H. Finkelnburg 
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Einleitung 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1. August 19591 hat die mit 
Kriegsende verlorengegangene Einheit des anwaltlichen Berufsrechtes 
wiederhergestellt. Sie regelt eingehend die anwaltliche Berufszulassung 
und Berufsausübung einschließlich der disziplinaren Verantwortlichkeit 
für die Einhaltung der Standespflichten und organisiert die anwaltliche 
Selbstverwaltung durch Hechtsanwaltskammern, die unter staatlicher 
Aufsicht stehen. M i t Ehrengericht, Ehrengerichtshof  für Rechtsanwälte 
und dem Senat für Anwaltssachen beim Bundesgerichtshof errichtet sie 
eine anwaltliche Sondergerichtsbarkeit, welcher der Rechtsschutz in 
Disziplinar- und Zulassungssachen, bei Streitigkeiten innerhalb der an-
waltlichen Standesorganisation sowie zwischen dieser und den Organen 
der Staatsaufsicht obliegt. 

Es entspricht einer guten und bewährten Tradition, die anwaltliche 
Ehren- oder Disziplinargerichtsbarkeit besonderen Gerichten oder 
Spruchkörpern anzuvertrauen, die ganz, überwiegend oder doch tei l-
weise mi t Rechtsanwälten besetzt sind. Dagegen betr i t t die Bundes-
rechtsanwaltsordnung weitgehend Neuland, wenn sie Ehrengerichtshof 
und Bundesgerichtshof 2 auch den so ganz anders gearteten Rechtsschutz 
bei Zulassungs-, Organ- und Aufsichtsstreitigkeiten überträgt. Diese 
Streitigkeiten, die verwaltungsrechtlicher Natur sind, waren bis Kriegs-
ende nahezu rechtsschutzlos und wurden danach infolge partikularer 
Zersplitterung von den verschiedensten Gerichtsbarkeiten, überwiegend 
aber von Verwaltungsgerichten entschieden. 

Die heutige Monopolisierung dieser Streitigkeiten bei den anwalt-
lichen Berufsgerichten  gewährleistet ihnen vor allem einen sachnahen, 
wei l fachkundigen Richter. Die Gefahr nichtsachgerechter Entscheidun-
gen w i rd dadurch gemindert, die Effektivität  des Rechtsschutzes ver-
stärkt. Die Anwaltschaft zahlt für dieses Mehr an Rechtsschutz jedoch 
einen hohen Preis. Denn die Bundesrechtsanwaltsordnung entzieht diese 
Streitigkeiten nicht nur den Verwaltungsgerichten, sondern auch der 

1 BGBl. I S. 565. Gemäß § 236 nach Berlin übernommen durch Mantelgesetz 
vom 11. 9. 1959 (GVB1. S. 1103). Paragraphen der Bundesrechtsanwaltsordnung 
werden im Text ohne Zusatz zitiert. 

2 Während das Ehrengericht ausschließlich Disziplinargericht erster 
Instanz ist. 
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Verwaltungsgerichtsordnung 8 und damit zugleich den Fortschritten des 
modernen Verwaltungsprozeßrechtes. Sie bietet treffliche  Lösungen 
der eigentlich standesrechtlichen Fragen, doch sie versagt, sobald sie sich 
verwaltungsprozessualen Themen zuwendet. Vieles bleibt dann ungelöst, 
manches ist verfehlt  und Wichtiges vergessen. Der Zuwachs an Rechts-
schutz, der in der Beteiligung fachkundiger anwaltlicher Richter liegt, 
geht der Anwaltschaft durch die verfahrensrechtlichen  Mängel der 
Bundesrechtsanwaltsordnung teilweise wieder verloren. 

Dies alles mußte es reizvoll erscheinen lassen, die Zulassungsstreitig-
keiten als die Hauptgruppe der verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten 
einer eingehenden Betrachtung zu unterziehen. Dabei erwies es sich 
jedoch als wenig sinnvoll, ihr gerichtliches Verfahren  zu untersuchen, be-
vor nicht der Standort dieser Streitigkeiten im Rechtswegesystem be-
stimmt und die Grundgesetzmäßigkeit der anwaltlichen Berufsgerichte 
erwiesen ist. Die vorliegende Schrift  geht deshalb von dem Anwalt, 
Anwaltsbewerber oder Anwaltsvertreter aus, der sich den berufsregeln-
den Maßnahmen der zweiten Gewalt gegenübersieht, und fragt,  bei 
welchen Gerichten er um Rechtsschutz nachsuchen kann, wie diese 
Gerichte verfaßt und aus grundgesetzlicher Sicht zu beurteilen sind und 
welches ihr Verfahren  ist. Vorangestellt ist ein einführender  Uberblick 
über die materiellrechtlichen Zusammenhänge, welche den Zulassungs-
streitigkeiten zugrunde liegen. 

3 Das läßt sich nicht damit rechtfertigen, daß die Bundesrechtsanwaltsord-
nung (wenige Monate) vor der Verwaltungsgerichtsordnung erlassen worden 
ist. Wie die §§ 58, 74 LandbeschaffG und § 136 BRRG zeigen, wurde die Ver-
waltungsgerichtsordnung bereits (lange) vor ihrem Inkrafttreten für anwend-
bar erklärt, für die Übergangszeit aber auf das Gesetz über das Bundesverwal-
tungsgericht und die landesrechtlichen Vorschriften über die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit verwiesen. Daß auch andere als allgemeine Verwaltungs-
gerichte nach der Verwaltungsgerichtsordnung verfahren können, beweisen 
die §§ 65 I, 6611 DRG. 



E r s t e s K a p i t e l 

Gegenstand und Begriff  der Zulassungsstreitigkeiten 

§ 1 Die anwaltl iche Berufszulassung 

und Berufsausübung als Gegenstand gesetzlicher Regelung 

I . N o t w e n d i g k e i t e i n e r g e s e t z l i c h e n 

R e g e l u n g d e s A n w a 1 1 s b e r u f s 

D ie anwa l t l i che Berufszu lassung u n d Beru fsausübung is t seit l angem 
Gegenstand e ingehender gesetzl icher Regelung1 . Das h a t seinen gu ten 
Grund . D e n n spätestens seit den Reichsjustizgesetzen is t der Rechts-
a n w a l t e in „w ich t iges u n d unentbehr l iches Organ der Rechtspflege" 2 , e in 
„no twend ige r F a k t o r der Ger ichtsver fassung" 3 , e in „ F u n d a m e n t unserer 
Jus t iz " 4 . Ohne i h n dar f  v ie l fach n ich t prozessiert werden 6 , u n d auch dor t , 
w o das Gesetz seine M i t w i r k u n g n ich t b i ndend vorschre ibt , is t er zu-
mindest f ü r ungewand te Rechtssuchende k a u m zu entbehren 6 . Es dem 

1 Vgl. Weissler:  Geschichte der Rechtsanwaltschaft (1905); Döhring:  Ge-
schichte der deutschen Rechtspflege seit 1500 (1953), S. 111 ff.;  Rosenberg:  Lehr-
buch des deutschen Zivilprozeßrechts (9. Aufl. 1961), § 2812; Kern:  Gerichts-
verfassungsrecht  (3. Aufl. 1959), S. 234 ff.  Über die Entwicklung, besonders der 
Ehrengerichtsbarkeit, vgl. Ostermann:  Der Rechtscharakter der Ehrengerichte 
für Rechtsanwälte und der Berufsgerichte der Heilberufe (Diss. Münster 1962), 
S. 12 ff. 

2 Rosenberg,  § 28 I I . Vgl. auch Habscheid,  NJW 1962, 1958. 
8 Friedländer:  Kommentar zur Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 

(3. Aufl. 1930), Allgemeine Einleitung Rdnr. 9. 
4 Czermak:  BT-Prot. I I , S. 4327 (B). 
5 Eine Vertretung ausschließlich durch Anwälte (absoluter Anwaltszwang) 

kennen § 78 I ZPO, § 11 I I 1 ArbGG, §§ 67 I I , 75 V GWB, § 41 r V 1 PatG, § 29 
LwVG, während eine Vertretung durch Anwälte oder sonstige besonders qua-
lifizierte Personen (relativer Anwaltszwang) gefordert  wird in §§138,140StPO, 
§ 166 SGG, § 11 I I 2 ArbGG, § 221 BVerfGG, § 67 11 VwGO, § 14 I Bad.-Württ. 
StGHG, § 201 Hamb. VerfGG, § 18 11 NRW VGHG, § 131 Saarl. VGHG. Vgl. 
auch Levin:  Die rechtliche und wirtschaftliche Bedeutung des Anwaltszwanges 
(1916). Zur Verfassungsmäßigkeit des Anwaltszwangs im Verwaltungsstreit-
verfahren  BVerwG,  MDR 1960, 948. 

6 Deshalb soll nach (Maunz)-Dürig:  Kommentar zum Grundgesetz (1959 ff.), 
Art. 103 Rdnr. 78, und Ule, DVB1. 1959, 544 sub 6, der Anspruch auf rechtliches 


